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Helmut E. Klein

Zur Ökonomisierung von Bildung.
Historische Annäherung und Analyse

eines Bedrohungsszenarios.

Seit vielen Jahren werden Veränderungen der
Bildungspolitik von Teilen der Öffentlichkeit
 kritisch beäugt. Anlässe für diese Kritik finden
sich unter anderem im durch PISA 2000 ent-
fachten Diskurs über Basiskompetenzen und
 Bildungsqualität sowie im Bemühen der Politik,
Bildungseinrichtungen auch hinsichtlich ihrer
Leistungserbringung – sprich Bildungsergeb -
nisse und den dafür benötigten Ressourcen -
einsatz – zu bewerten. Schnell kommt es dabei
zum Vorwurf der Ökonomisierung von Bildung.
Dieser unterstellt zudem eine Einflussnahme
der Wirtschaft auf Institutionen öffentlicher
 Bildung und Erziehung. Doch damit werden
 zugleich jegliche Überlegungen, Wirkungs -
analysen im Bildungsbereich durchzuführen,
diskreditiert. Dies hat weitreichende Folgen für
die  Ermittlung von Leistungskennziffern, für die
Frage, wie die Bildungsqualität verbessert wer-
den kann und den Umgang mit Finanzmitteln. 

Wer Antworten auf die Frage sucht, wes-
halb die Bildungspolitik in Deutschland mit
dem Urteil der „Ökonomisierung“ belegt
ist, sobald Maßnahmen zur Förderung der
Effektivität und Effizienz diskutiert werden,
kommt nicht umhin, sich dieser Problema-
tik aus historischer Sicht zu nähern. 

Im folgenden Beitrag werden daher einige
Entwicklungslinien nachgezeichnet, die die
Vielschichtigkeit der skizzierten Problema-

tik erklären. Dabei zeigt sich, dass es die
Politik selbst ist, die jahrzehntelang Des -
interesse an bildungsökonomischen Fragen
bekundete und so Vorschub leistete für die
gängigen Vorbehalte gegenüber bestimm-
ten Problemlösungsansätzen. 

Bildungsreform dank
bildungsökonomischer Impulse

Rückblickend betrachtet, gewannen in der
Folge der OECD-Konferenz in Washington
über „Wirtschaftswachstum und den Aus-
bau des Erziehungswesens“ im Jahr 1961
zunehmend bildungsökonomische Frage-
stellungen an Bedeutung – beispielsweise
grundsätzliche Überlegungen zur Erzie-
hung unter dem Gesichtspunkt von Konsum
und Produktion (KMK, 1962). In Deutsch-
land fand der daran anknüpfende Weckruf
von Georg Picht (1964) – gemeint ist die
 drohende Bildungskatastrophe aufgrund
geringer Bildungsbeteiligung und des
 Mangels an Chancengerechtigkeit – seinen
Widerhall in den Programmatiken der Par-
teien. Er wurde zur politischen Agenda der
Länderministerien und des Bundes. Es ver-
wundert daher nicht, dass in den 1960er-
Jahren der Bildungsökonomie eine hohe
 Politikrelevanz attestiert wurde. Doch da-
nach erlangte die Gesellschaftspolitik als
Gestaltungsmacht internationale Geltung

Bildung unter dem Aspekt der Ökonomisierung
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und politische Priorität. Öffentliche Haus-
halte und Bildungsbudgets profitierten von
einer anhaltend günstigen wirtschaftlichen
Entwicklung. 

Die Forschung begann in ökonomisch
 orientierten Investitionsmodellen zu unter-
suchen, welche
Investitionen in
Schulen sich am
stärksten bezahlt
machen, ob dies
Investitionen in
die Gehälter der
Lehrer, in die Län-
ge der Ausbildung
oder in die räum-
liche und appara-
tive Ausstattung
der Schule sind.
Averch et al. (1974)
kamen zum Er-
gebnis, dass kein
einziges Merkmal der Schulausstattung
(wie das Gehalt der Lehrer, die Klassen -
größe, die Schüler-Lehrer-Relation, die
Qualität des Schulgebäudes oder die Anzahl
der Bücher in der Bücherei) eine konsistent
positive Beziehung zu Schulleistungen hat. 

Da es aber für die Mobilisierung finanzieller
Ressourcen für das Bildungswesen keiner
bildungsökonomischen Argumentationshilfe
mehr bedurfte, spielte die Rezeption dieser
Forschungsergebnisse in der deutschen
 föderalen Bildungspolitik keine Rolle mehr. 

Krise staatlicher Bildungsplanung

In der zweiten Hälfte der 1970er-Jahre füh-
ren dann in den westlichen Industrielän-
dern die Erosion staatlicher Planungs -
euphorie und die Fehleinschätzungen poli-
tischer Machbarkeit zu einer politischen
Stimmungskrise, in der staatliches Steue-
rungshandeln wachsende Kritik auf sich

zog.  Damit wurde nahezu jeglicher wissen-
schaftlicher Politikberatung die Basis ent -
zogen (Recum/Weiß 2000, 9). Besonders
 ungünstig entwickelten sich die Rahmenbe-
dingungen für die Entfaltung der Bildungs-
ökonomie – ihre Hauptfragestellung be-
zieht sich auf die Wirtschaftlichkeit von Bil-

dungsausgaben –
als Steuerungs-
wissenschaft1) in
der Bundesrepu-
blik. Die Diszi-
plin wurde aus
dem politischen
Diskurs tenden-
ziell ausgegrenzt
und erfuhr auch
in der pädagogi-
schen Forschung
Ablehnung. 

Die Frage nach
der Effizienz des

Ressourceneinsatzes, nach Kosten und Nut-
zen von Bildung, galt nachgerade als Sakri-
leg. Seither war die Bildungsökonomie in
Deutschland auch mit dem Manko einer
 unzureichenden Institutionalisierung im
Wissenschaftssystem behaftet. Das beein-
trächtigte die Erforschung des Schulbetrie-
bes: Eine eigenständige Ökonomie der
Schule kam nicht zustande. Erst im zurück-
liegenden Jahrzehnt konnte sich die Bil-
dungsökonomik wieder im wissenschaft -
lichen und (bildungs-)politischen Diskurs
ansatzweise neu positionieren.

Auch andere Disziplinen wie die Pädagogik
und die Psychologie gerieten ins Schussfeld

Die Forschung begann in
ökonomisch orientierten
Investitionsmodellen zu

untersuchen, welche Investitionen
in Schulen sich am stärksten

bezahlt machen, ob dies
Investitionen in die Gehälter
der Lehrer, in die Länge der

Ausbildung oder in die räumliche
und apparative Ausstattung

der Schule sind.

1) Im traditionellen Sinne gilt die Verwaltungswissen-
schaft als Steuerungswissenschaft, die Verwaltungs-
handeln auf der Grundlage des Verwaltungsrechts
lehrt. Auch andere wissenschaftliche Disziplinen
nehmen für sich in Anspruch, Grundlage für staat -
liches Handeln zu sein bzw. dafür Steuerungswis-
sen bereitzustellen.

BILDUNG UNTER DEM ASPEKT DER ÖKONOMISIERUNG
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einer ideologisierten Kritik (exemplarisch:
Heydorn, 1970). Danach wurde Erziehung,
von Heydorn als eine Artikulationsform von
„Herrschaft“ bezeichnet: als Kontrapart von
Bildung und von Bildung und Erziehung als
einander ausschließende Klassen von Ereig-
nissen und Prozessen. „Heydorn hat damit
eine ganze Generation kritischer Erzie-
hungswissenschaftler sozialisiert und zu
seinen Gefolgsleuten gemacht und auch sie
sind offenbar wild entschlossen, getreu der
deutschen Tradition diese Form einer politi-
sierend-normativen Codierung der Proble-
me von Erziehung schon für hinreichende
Theoriearbeit zu halten“ (Tenorth, 2007, 33).
Diese Vorbehalte sind auch in aktuellen
 Diskursen über die „Ökonomisierung von
Bildung“ (Pongratz, 2000; Krautz, 2007;
Witsch, 2008; Holterhus, 2013) nach wie
vor virulent.

Einem ideologisierten Schema-Modell von
„richtig-falsch“ fiel auch die Psychologie
zum Opfer, insbesondere solche Ansätze,
die mit objekti-
ven Verfahren die
P ä d a g o g i s c h e
Diagnostik ver-
bessern und da-
durch subjektive
Lehrerurteile ver-
mindern wollten.
Hintergrund: In
den 1970er-Jahren
erreichte die ame -
rikanische Anti-
Test-Welle auch
Deutschland. So
griff die Kritische Theorie der Frankfurter
Schule auch auf Psychologie und Pädagogik
über und wandte sich vor allem gegen die
quantitativen Vorgehensweisen der empi-
risch orientierten Sozialwissenschaften. Im
allgemeinen Trend gegen technologische,
quantifizierende Methoden erstarkten
auch wieder die zurückgedrängten  Kräfte

der deutschen geisteswissenschaftlichen
Psychologie und Pädagogik, die nahezu
ausschließlich auf subjektives Verstehen
 fokussierte. Dagegen wurde die objekti -
vierte Lernerfolgsmessung – so konstatiert
Karlheinz Ingenkamp (1985, 260) – als
 „Instrument zur Durchsetzung Kapital -
interessen gemäßer Inhalte im Unterricht“
bezeichnet. Anders formuliert: Diagnosti-
schen Verfahren wurde vorgehalten, sie
stünden im Dienste kapitalistischer Aus -
beutung. Die Kritik an den Verfahren der
Pädagogischen Diagnostik wirkte lange
nach – in der Hochschulforschung wie auch
in der schulischen Praxis. Erst mit der durch
die PISA2)-Studien ausgelösten empirischen
Wende in der deutschen Bildungsforschung
wurde der pädagogischen Diagnostik als
notwendige Voraussetzung individueller
Förderung wieder ein höherer Stellenwert
im Schulalltag beigemessen.

Steuerungsmängel aufgrund
von Informationsmangel

Etwa zu dieser
Zeit setzte auch
die ein Viertel-
jahrhundert anhal-
tende Abstinenz
des deutschen
Schulsystems –
man sollte besser
sagen: der Bil-
dungspolitik – von
Beurteilungstests
ein: Sogenannte
Large Scale Assess-

ments, die seit den 1960er-Jahren von der
International Association for the Evaluation of
Educational Achievement (IEA) – einer Unter-
organisation der OECD – durchgeführt
 wurden, gab es in Deutschland nicht. Das
„Schmoren im eigenen Saft“ bewirkte zu-

In den 1970er-Jahren erreichte die
amerikanische Anti-Test-Welle
auch Deutschland. So griff die

Kritische Theorie der Frankfurter
Schule auch auf Psychologie und
Pädagogik über und wandte sich
vor allem gegen die quantitativen
Vorgehensweisen der empirisch

orientierten Sozialwissenschaften.

2) Programme for International Student Assessment.
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sätzlich, dass die Bundesrepublik Deutsch-
land auch auf dem Gebiet der Bildungskon-
zeption den Anschluss an den Modernisie-
rungszug der entwickelten Länder verpasst
hat (Ackeren, 2002). 

Die Steuerungsmängel im deutschen Bil-
dungssystem kommen daher nicht von un-
gefähr. Obwohl die Schule (vgl. „Theorie der
Schule“ nach Fend, 1981) eine Qualifika -
tionsfunktion hat, die in sämtlichen Bundes-
ländern in den Schulgesetzen festgeschrie-
ben ist, verließ jährlich ein Viertel der Schüle-
rinnen und Schü-
ler am Ende der
Sekundar stufe I
eine allgemein -
bildende Schule,
ohne über ausrei-
chende grundle-
gende Fähigkei-
ten zu verfügen:
Je nach Kohor -
tenstärke waren
dies jährlich bis
220 000 Schulent-
lassene ohne Aus-
bildungsreife! Da-
mit nicht genug:
So haben die –
von den Bundes-
ländern zu verant-
wortende – man-
gelnde Transpa-
renz der Bildungsfinanzstatistik und das Feh-
len einer Systematik von Effizienzkriterien
wesentlich dazu beigetragen, dass sich in Bil-
dungspolitik und -verwaltung ein Bewusst-
sein von Systemsteuerung entwickeln und
behaupten konnte, wonach Schulqualität
über die traditionelle Inputsteuerung – also
über die Variablen Ressourcen und Mitarbei-
ter – zu steuern ist. Damit wurde zugleich
die Einsicht behindert, dass sich Schulquali-
tät so nicht oder nur bedingt fördern lässt
(Thom et al., 2002; Scheerens, 2000). 

Die weitgehende Fokussierung im deut-
schen Bildungssystem auf den Input verhin-
derte den Blick auf den Output und damit
auf die Effektivität von Schule. Anders for-
muliert: An Schulen wurde nicht überprüft,
wie wirksam beziehungsweise wie erfolg-
reich die von Lehrkräften und Schule zu
verantwortenden pädagogischen Maßnah-
men sind, um gegebenenfalls Korrekturen
vornehmen zu können. 

Vielmehr blieb die Qualitätsverantwortung
dem einzelnen Lehrer überlassen. Indivi -

duelle Lehrer -
leistungen wie
auch die Perfor-
mance einer
Schule unterlie-
gen dabei weder
einer Kontrolle
noch einer Nach-
weispflicht. Diese
Befunde und die
darin implizier-
ten Sachverhalte
benennen nicht
nur die Aus-
gangspunkte für
notwendige Re-
formansätze (wie
B i ldungss tan -
dards, Evalua tion
und Schulauto-
nomie), sondern

beschreiben zugleich eine Demarkations -
linie, an der sich Reformer und Reformkriti-
ker streiten. 

Blick auf Wirkungen
als neues Steuerungsparadigma

Eine Vielzahl an Staaten begann spätestens
in den 1990er-Jahren, teilweise auch erheb-
lich früher, mit qualitätssichernden Bil-
dungsreformen. Ein grundlegendes Prinzip
kennzeichnete die Reformstrategien: Die

Obwohl die Schule (vgl. „Theorie
der Schule“ nach Fend, 1981) eine

Qualifikationsfunktion hat, die in
sämtlichen Bundesländern in den
Schulgesetzen festgeschrieben ist,

verließ jährlich ein Viertel der
Schülerinnen und Schüler am
Ende der Sekundarstufe I eine

allgemeinbildende Schule, ohne
über eine ausreichende Grund -

bildung im Lesen, Schreiben
und Rechnen zu verfügen: Je nach

Kohortenstärke waren dies jährlich
bis 220 000 Schulentlassene

ohne Ausbildungsreife!
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Abkehr von Input-Steuerung und Selbst -
bezüglichkeit zugunsten einer stärkeren
Betonung der Wirkungen – also der Quali-
tät schulischer Arbeit und der Lernergebnis-
se, die auch von
außen bewertet
werden. 

Um die Bildungs-
wirksamkeit von
Schule durch eine
verbindliche Ziel-
definition der
pädagog ischen
Arbeit zu erhö-
hen, haben viele OECD-Länder Bildungs-
standards eingeführt. Diese ermöglichen
unter anderem Fachlichkeit, eine Über -
prüfbarkeit der Ziele, die Transparenz der
 Leistungserwartungen (differenziert nach
unterschiedlichen Kompetenzstufen) und
die Verbindlichkeit der Standarderreichung
auch was das Erreichen von Mindeststan-
dards betrifft (Klieme et al., 2003). 

Während also in der Vergangenheit vor al-
lem die Bereitstellung von Ressourcen im
Vordergrund von bildungspolitischer Steue-
rung (sogenannte Input-Steuerung) stand,
rückten zunehmend der Umgang mit Maß-
nahmen der Qualitätssicherung (Prozess-
steuerung) sowie die systematische Erfas-
sung von Bildungsergebnissen – nämlich
solchen mit eher kurzfristigem Charakter
(Output) und solchen mit eher längerfristi-
gen Wirkungen (Outcome) in den Blickpunkt.
Ein international verbreiteter Weg ist, die-
ses Steuerungswissen durch ein Monitoring
des Bildungssystems zu gewinnen. Bil-
dungsmonitoring bezeichnet demnach die
kontinuierliche, datengestützte und institu-
tionalisierte Information von Bildungspoli-
tik, Bildungsverwaltung und Öffentlichkeit
über Rahmenbedingungen, Verlaufsmerk-
male, Ergebnisse und Erträge von Bildungs-
prozessen (Böttcher et al., 2008, 8).

In Deutschland reagierte die Bildungspolitik
auf die über Jahrzehnte gewachsenen
 Probleme erst aufgrund der bei der PISA-
Studie 2000 erzielten Ergebnisse mit der

Einführung eines
Systemmoni to -
rings. Dabei orien-
tierte sie sich an
den neuen Model-
len der Steuerung
des Schulsystems,
wie sie bereits in
den bei PISA er-
folgreicheren Staa-
ten üblich waren. 

Deren Komponenten sind:

l die Vorgabe von Bildungsstandards3), 

l die Erhöhung der Eigenverantwortung
der Schulen, 

l der Ausbau schulintern differenzierter
Bildungsangebote und

l die regelmäßige Durchführung von zen-
tralen Vergleichsstudien und Schul -
evaluationen. 

Als Konsequenz der Evaluationen erfolgt ei-
ne differenzierte Ressourcenzuweisung in
Verbindung mit einer gezielten Unterstüt-
zung der Akteure im Bildungsprozess
(BMBF, 2003, 16 f.). Die föderale Schulpoli-
tik bediente sich zwar mehr oder weniger
dieser Komponenten zur Lösung ihrer Pro-
bleme – hinterließ aber gleichwohl eine
Vielzahl an alten und neuen Baustellen.

In Deutschland reagierte die
Bildungspolitik auf die über

Jahrzehnte gewachsenen
Probleme erst aufgrund der

bei der PISA-Studie 2000 erzielten
Ergebnisse mit der Einführung

eines Systemmonitorings.

3) In den Jahren 2003 und 2004 verabschiedete die
Kultusministerkonferenz Bildungsstandards für den
Mittleren Schulabschluss, den Hauptschulabschluss
für die Fächer Deutsch, Mathematik und erste
Fremdsprache (Englisch, Französisch) sowie für den
Primarbereich. Im Jahr 2012 folgten die Bildungs-
standards für das Abitur.
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Bildungsindikatorik4)
unter Generalverdacht

Von Anfang an wurde die von der Kultus -
ministerkonferenz (KMK) verantwortete
Öffnung in Richtung OECD5) mit Vorbehal-
ten begleitet. Anlass dafür ist, dass aus in-
ternationaler Sicht
wesentliche Im-
pulse zur Moder-
nisierung der Bil-
dungssysteme –
und das bedeutet
auch, den Blick
auf messbare Bil-
dungsergebnisse
zu lenken – von
der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) ausge-
gangen sind. Dadurch stehen diese Reform-
ansätze unter einem Generalverdacht,
(schulische) Bildung zu funktionalisieren –
und zwar im Sinne von im Hintergrund
agierenden „Wirtschaftsakteuren in zahl -
reichen nicht demokratisch legitimierten
Institutionen“ (Holterhus, 2013, 24), zu
 denen namentlich auch die OECD gezählt
wird. Da PISA beispielsweise Bestandteil
des sogenannten Indikatorenprogramms
der OECD (siehe die jährlichen Veröffent -
lichungen Education at a Glance/Bildung auf
einen Blick) ist, das den Mitgliedsstaaten ver-
gleichende Daten über die Ressourcenaus-

stattung, individuelle Nutzung sowie Funk-
tions- und Leistungsfähigkeit ihrer Bil-
dungssysteme zur Verfügung stellt, steht
die an der OECD-Programmatik ausgerich-
tete Bildungspolitik unter dem Verdacht,
Bildung im Sinne des Arbeitsmarktes und
der wirtschaftlichen Verwertbarkeit auszu-
richten. 

Die internationa-
len Schülerleis -
tungsvergleichs-
studien werden
daher von Kriti-
kern vornehmlich
als bloße Mess-
größen im Sinne
eines betrieblichen

Bildungscontrollings bloßgestellt: Es gehe
„immer mehr um Optimierung“ (Holterhus,
2013, 25) oder um das „dominante Prinzip
einer betriebswirtschaftlich ausgerichteten
Optimierung der Humanressource Mensch“
(Witsch, 2008, 3). 

Von den ideologisierten Pauschalierungen
einmal abgesehen, zeigt ein Blick in die
 aktuelle Forschungslage zum Thema Bil-
dungscontrolling, dass vielmehr das im
staat lichen Schulsystem bereitgestellte Wis-
sen in punkto „Transparenz“ und „Validität“
 optimierungswürdig ist. 

So kommt eine aktuelle von der EU-Kom-
mission in Auftrag gegebene Studie über
Kosten-Nutzen-Analyse und Kosten-Effekti-
vitäts-Analyse (als Instrumente zur Verbes-
serung politischer Maßnahmen und deren
Transparenz in Europa) zu dem Ergebnis:
Im Vergleich zu anderen Politikbereichen
wie Gesundheit und Beschäftigung werden
Kosten-Nutzen-Analysen und Kosten-Effek-
tivitäts-Analysen im Bildungsbereich immer
noch seltener genutzt und sind weniger gut
etabliert als in den USA (Münich/Psacharo -
poulos, 2014, 11 f.). Gäbe es ein effizientes

4) Die Bildungsindikatorik besteht aus statistisch und
empirisch ermittelten Kennziffern bzw. Messgrößen,
die Rahmenbedingungen, Ressourcen und Bildungs-
ergebnisse darstellen und einen nationalen und in-
ternationalen Vergleich (Benchmark) ermöglichen.

5) Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) hat zurzeit 34 Mit-
gliedsländer, die den hoch entwickelten Industrie-
ländern zuzurechnen sind. Gemeinsames Ziel – so
das OECD-Selbstverständnis – ist es, das Leben der
Menschen weltweit in wirtschaftlicher und sozialer
Hinsicht zu verbessern.

Die an der OECD-Programmatik
ausgerichtete Bildungspolitik

steht unter dem Verdacht,
Bildung im Sinne des Arbeits-

marktes und der wirtschaftlichen
Verwertbarkeit auszurichten.
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Bildungscontrolling, könnten die vorhande-
nen Ressourcen zielgenauer und gerechter
verteilt und eingesetzt werden.

„Grundbildung“ („Literacy“)
versus „Bildung“?

Hinzu kommt: Die PISA-Studien messen
funktionale Basiskompetenzen. Das
schließt nicht nur das Wissen von Schüle-
rinnen und Schülern mit ein, sondern auch,
inwieweit die Jugendlichen die Fähigkeit
besitzen, über dieses Wissen und ihre
 Erfahrungen zu reflektieren und beides auf
realitätsnahe Fragen anzuwenden. Dabei
wird der Begriff der Grundbildung (literacy)
verwendet, um dieses breitere Konzept von
Kenntnissen und Fertigkeiten abzudecken.
Kritiker hierzulande halten das Konzept der
„kulturellen Basiskompetenzen“ (Tenorth,
2007, 35) oder „Literacy“ für das Ende des
Humboldtschen Bildungsbegriffs – zuguns -
ten einer gesellschaftlichen Brauchbarkeit
und Nützlichkeit von Bildung. Der Bildungs-
historiker Elmar Tenorth sieht in dieser
 Haltung eine „richtig-falsch“-Schematisie-
rung, die einen Widerspruch konstruiert,
der selbst bei Humboldt nicht gegeben sei.
„’Literacy‘ bezieht sich nicht allein auf Spra-
che, sondern auch auf Zahl, Sinn und Be-
deutung, Teilhabe an der Kultur ist das Ziel,
und dann, ganz langsam erinnert man sich,
dass Bildung einmal auch so definiert
 wurde, selbst in der deutschen Diskussion,
als ’Ausstattung zum Verhalten in der Welt‘
(ein Zitat von Saul B. Robinsohn, Anm. des
Verf.). (...) Basiskompetenzen gehören dann
in den Kontext allgemeiner Bildung, sie
 repräsentieren den Anspruch der Gesell-
schaft, universale Prämissen für die Teil -
habe an Kommunikation zu generalisieren“
(Tenorth, 2007, 35, 39).

Ohne Zweifel hat es die föderale Schulpoli-
tik in der letzten Dekade vermocht, sich
den unterschiedlichen Problemen (zum Bei-

spiel der Verringerung des Anteils von
 Dropouts und der sogenannten Risikoschü-
lergruppe wie auch der Entkoppelung von
sozialer Herkunft und Bildungsbeteiligung
sowie von Bildungserfolg) zuzuwenden und
deren Lösung (zumindest teilweise erfolg-
reich) in Angriff zu nehmen. Im Kern geht es
dabei um die Frage, ob das Schulsystem
dem Sozialstaatsgebot nachkommt, das
 allen Bürgerinnen und Bürgern gleiche
Chancen bei der Entfaltung ihrer Persön-
lichkeit einräumt. Auf den Aspekt der nur
suboptimalen Sicherung von Basiskompe-
tenzen wurde bereits hingewiesen. 

Wesentlich höhere Aufmerksamkeit erfah-
ren jedoch im wissenschaftlichen und ge-
sellschaftspolitischen Diskurs die relativen
Chancen des Gymnasialbesuchs als Krite -
rium zur Bewertung von Chancengleichheit.
Das Thema „Chancengleichheit“ beherrsch-
te und spaltete die Bildungspolitik seit den
1970er-Jahren, als der Deutsche Bildungsrat
(1965 bis 1975) mit seinem „Strukturplan
für das Bildungswesen“ eine Jahrzehnte
 anhaltende Strukturdebatte auslöste, die
die Bundesländer in sogenannte A- und B-
Länder6) unterteilte. 

Im Bann der Chancengerechtigkeit

Insgesamt kann seit dem Jahr 2000 als
 Bezugsjahr zur Beschreibung bildungspoli-
tischer Effekte ein deutlicher Anstieg beim
Erwerb einer Hochschulzugangsberech -
tigung festgestellt werden (vgl. Tabelle 1).
Dies ist als Indiz für die Verbesserung von
Beteiligungschancen an formaler höherer

6) A-Länder und B-Länder sind politische Einordnun-
gen der Länder in solche mit einer SPD-Regierungs-
mehrheit und solche, die von einer Unionspartei,
also CDU oder CSU, geführt werden. In der Schul-
politik unterschieden sich A- und B-Länder vor
 allem in der Frage der Einführung von Integrierten
Gesamtschulen als Absage an das dreigliedrige
Schulsystem. 
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Bildung auch von Kindern und Jugendlichen
aus bildungsbenachteiligten Familien zu
werten. 

Unabhängig von diesem positiven Trend ist
jedoch nach wie vor die relative Wahr-
scheinlichkeit des Gymnasialbesuchs für
Kinder und Jugendliche in den einzelnen
Bundesländern unterschiedlich ausgeprägt.
Gleichwohl ist feststellbar, dass innerhalb
von fünf Jahrzehnten der Anteil der Hoch-
schulzugangsberechtigten an der gleich -
altrigen Wohnbevölkerung von 7,5 Prozent
(1965) auf 54,5 (2012) um mehr als das Sie-
benfache gestiegen ist. In ihrer jüngsten
Vorausberechnung der Absolventenzahlen

bis 2025 geht die KMK (2013, 90) davon
aus, dass sich die Hochschulzugangsberech-
tigtenquote dauerhaft bei der 60-Prozent-
Marke einpendeln wird. Die Zunahme des
Anteils der Schulabsolventen mit Hoch-
schulreife ist auf die gestiegene Beteiligung
deutscher und (!) ausländischer Schülerinnen
und Schüler an Schulformen mit Bildungs-
gängen der allgemeinbildenden Sekundar-
stufe II zurückzuführen (vgl. Tabelle 2). 

Doch was als Indiz für Durchlässigkeit und
Teilhabechancen zu werten ist, wird zu-
gleich als „Bildungsideologie“ einer „falsch
verstandenen Bildungsglobalisierung“ der
OECD kritisiert: Schon geistert mit Blick auf

Tabelle 1: Schulabschlüsse: Immer mehr machen Abitur/Schulabsolventen in Prozent der gleich-
altrigen Wohnbevölkerung

HSA = Hauptschulabschluss; MSA = Mittlerer Schulabschluss (Realschul- und Fachoberschulreife);
HSR = Hochschulreife einschließlich Fachhochschulreife; AS = Allgemeinbildende Schulen;
BS = Berufliche Schulen Quelle: KMK, 2014

Tabelle 2: Schulabsolventen mit Hochschulzugangsberechtigung: Faktor Nationalität

So viel Prozent der deutschen und ausländischen Schulabsolventen verlassen allgemeinbildende und
berufliche Schulen mit einer Hochschulzugangsberechtigung; AS = Allgemeinbildende Schulen;
BS = Berufliche Schulen; Ursprungsdaten: destatis, 2014a und b, 2001a und b

i
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die hohe Abiturientenquote und die Zahl
von 2,7 Millionen Studierenden, die sich im
Wintersemester 2014/2015 an deutschen
Hochschulen eingeschrieben haben, der
 Begriff „Akademisierungswahn“ (Nida-Rüme-
lin, 2014) durch die Lande. Ohne den Blick
zurück in die deutsche Bildungsgeschichte,
seit Georg Picht vor 50 Jahren mit seiner
Warnung vor der „deutschen Bildungs -
katastrophe“ bemängelte, dass es zu wenig
Abiturienten gebe, wird kaum nachvollzieh-
bar, dass es sich hier um das Ergebnis einer
Jahrzehnte die Bildungspolitik dominieren-
den Chancengleichheitsdebatte handelt,
die – so Lenzen (2011, 2) eine Diskriminie-
rung des Leistungsprinzips und die Beschä-
digung des Leistungsgedankens nach sich
zog. Selbst Nida-Rümelin, der von 2009
bis 2013 die Grundwerte-Kommission der
SPD leitete, verweist darauf, dass es die
SPD war, die jahrelang für eine unbegrenzte
Ausweitung des Hochschulzugangs eintrat
und das Leistungsprinzip an Schulen in -
frage stellte, während Konservative vor
 einem Qualitätsverlust des Gymnasiums
warnten. Diese Frontstellung sei lange her –
und somit für die aktuelle Lage irrelevant,
meint Nida-Rümelin. Doch er verkennt, dass
sich die KMK und die Länder auch heute de-
zidiert zu einer Bildungspolitik der Chancen-
gleichheit7) bekennen.

Fraglos ist dem Befund von Nida-Rümelin
zuzustimmen: Die duale Berufsausbildung
hierzulande bietet vielen Menschen eine
hervorragende Qualifizierung und damit
einhergehende positive Karriere- und Le-
benschancen. In dem Zusammenhang weist
der Wissenschaftsrat (2014) zu Recht auf
die Aufgabe der Gymnasien hin, sich für
 eine systematische Berufsorientierung zu
öffnen. Doch erstaunt die Wendung von
 Nida-Rümelin, die beschriebenen Dilem mata
ausschließlich dem Nacheifern der deut-
schen Bildungspolitik von OECD-Standards,
oder was dafür gehalten wird, zuzuschrei-
ben. 

Man mag zum Abitur und zum Studieren als
„Normalfall“ – wie das Centrum für Hoch-
schulentwicklung (CHE) 2014 auf einer
 Broschüre titelte – stehen wie man will:
Diese Entwicklung ist politisch und von
 Eltern der gesellschaftlichen Mitte gewollt.
Denn für diese ist das Abitur – dank Heils-
versprechen der Politik (nichts anderes
 suggeriert die Forderung nach „längerem
gemeinsamen Lernen“) – zum alleinigen
 Bildungsmaßstab geworden. Zugleich gibt
es Anzeichen dafür, dass die höhere Durch-
lässigkeit, die stärkere Beteiligung an wei-
terführenden schulischen Bildungsgängen
und die damit realisierte Chancengerechtig-
keit mit einer Verringerung des schulischen
Anforderungsniveaus einhergeht – mit
weitreichenden Folgen für den Signalcha-
rakter von Zeugnissen auf dem Arbeits-
markt. Ein solches Diktum konterkarierte
das Postulat der KMK, die Bildungsqualität
sowie leistungsgerechte Förderung zu
 sichern und zu stärken.

7) Siehe KMK-Erklärung „Integration als Chance –
 gemeinsam für mehr Chancengleichheit“ vom
29.04.2013. Siehe auch: der von der KMK in Auf-
trag gegebene und geförderte Bericht „Bildung in
Deutschland“, der im zweijährigen Turnus von der
Autorengruppe Bildungsberichterstattung veröf-
fentlicht wird. Der Bericht orientiert sich an einem
Bildungsverständnis mit den drei Zieldimensionen
individuelle Regulationsfähigkeit, gesellschaftliche
Teilhabe und Chancengleichheit sowie Humanres-
sourcen. Siehe auch entsprechende Kodifizierun-
gen wie z.B. im Hamburger Schulgesetz § 3 (3):
„Unterricht und Erziehung sind auf den Ausgleich
von Benachteiligungen und auf die Verwirklichung
von Chancengerechtigkeit auszurichten.“

Die Literaturliste kann angefordert wer-
den bei: Redaktion „Katholische Bildung“,
Hedwig-Dransfeld-Platz 4, 45143 Essen.



213KB MAI 2015

1. Bildungsexpansion –
über das Ziel hinausgeschossen?

In zahlreichen Staaten beneidet man
Deutschland um seine robuste Wirtschaft.
Dass unsere Republik wirtschaftlich so gut
aufgestellt ist, lässt sich sowohl an der ver-
gleichsweise niedrigen Arbeitslosenquote
als auch an der Vielzahl offener Stellen ab-
lesen. Letzteres ist erfreulich und proble-
matisch zugleich. Problematisch insofern,
als in etlichen Branchen empfindlicher
Fachkräftemangel herrscht. Dieser setzt
sich von Jahr zu Jahr fort und droht sich zur
Dauermisere auszuwachsen. Im zweiten
Quartal des Jahres 2014 haben deutsche
Unternehmen 1,064 Millionen Stellen aus-
geschrieben.1) Man sähe es schon als Erfolg,
wenn wenigstens zwei Drittel dieser Stellen
besetzt werden könnten.

Nach Meinung von Ökonomie-Experten und
zahlreicher Unternehmer ist es fraglich, ob
Deutschland in absehbarer Zukunft in der
Lage sein wird, seine starke wirtschaftliche
Position zu behaupten und (ökologischen
Gesichtspunkten Rechnung tragend) weiter
auszubauen. Ihre Skepsis begründen sie
insbesondere mit der sich vertiefenden

Baldur Kozdon

Deutschlands duales System:
Ist seine Aufwertung überfällig?

Überlegungen vor dem Hintergrund eines anhaltenden
Akademisierungstrends und des Fachkräftemangels

Akademisierungstrend und Fachkräftemangel

Ist eine Schülerin oder ein Schüler praktisch und
handwerklich begabt, sollte eine Schule das
rechtzeitig erkennen – der Fachkräftemangel in
Deutschland nimmt zu

Foto: Evonik Industries AG

Foto & Thema auch im Artikel von Katharina
 Kadgien & Bernd Kreuzinger: „Get ready“ –
Schüler erfolgreich begleiten – Ein Projekt des
Initiativkreis Ruhr, in: Katholische Bildung,
Heft 5/2013, S. 222.1) dpa, 8. August 2014.
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Kluft zwischen steigendem Bedarf an quali-
fizierten Fachkräften und der sinkenden
Zahl geeigneter Bewerber. Viele Leiter mitt-
lerer und großer Unternehmen beteuern,
sie könnten mehrere Stellen in ihren Betrie-
ben sofort besetzen. Selbstverständlich er-
warten sie von Bewerbern hinreichende
Sachkenntnis, Verlässlichkeit und hohes
 Engagement. Sie stellen Aspiranten opti -
male Arbeitsbedingungen und ansehnliche
Gehälter in Aus-
sicht. Aber ihr Wer-
ben läuft oftmals
ins Leere, was die
Befürchtung nährt,
dass es mit der Pro-
duktivität der Be-
triebe peu à peu
bergab geht. Von
wachsender Sorge
erfüllt, blicken sie
über den Tellerrand
ihrer Eigeninteres-
sen hinaus und lassen keinen Zweifel daran:
Wenn sich Fehlschläge dieser Art summie-
ren, wirkt sich dies belastend auf die gesamte
Volkswirtschaft aus.

In einschlägige Betrachtungen zu einge-
trübten Zukunftsperspektiven mischt sich
mitunter die Frage, ob man in den hinter
uns liegenden Jahrzehnten die „Akademi-
sierung“ nicht zu weit getrieben habe. Zwar
sei Georg Pichts Fanal aus dem Jahr 1964,
 betitelt mit „Die deutsche Bildungskatastro-
phe“, die Berechtigung in keiner Weise ab-
zusprechen. Die Desiderate, die er namhaft
machte, betrafen insbesondere das höhere
Schulwesen und den Akademikermangel.
Picht nahm Anstoß daran, dass der Anteil
von Abiturienten über einen einstelligen
Prozentsatz nicht hinausging. Er hielt,
durchaus auch im Blick auf wirtschaftliche
Prosperität, eine deutliche Steigerung der
Abiturientenzahlen für zwingend geboten.
Wie allgemein bekannt, fanden seine The-

sen Gehör und thronten als eine Art ideeller
„Überbau“ über der vehement einsetzen-
den Periode der „Bildungsexpansion“. Die
Engagements in sämtlichen Regionen der
Bundesrepublik waren immens und zeitig-
ten in der Tat – zumindest in quantitativer
Hinsicht – beeindruckende Resultate. 

Im Laufe weniger Jahrzehnte hat sich in
 etlichen Bundesländern der Anteil der Abi -

turienten an einem
Jahrgang nahezu
verzehnfacht. Picht
wäre hierüber
höchst erstaunt;
vermutlich würde
er, wenn er noch
unter den Leben-
den weilte, monie-
ren, man sei über
das Ziel weit hin-
ausgeschossen. Es
erschiene ihm ziem-

lich zweifelhaft, ob eine derart fulminante
Steigerung ohne Abstriche an Qualität
überhaupt möglich sei.

2. Hochschulstudium
um jeden Preis?

Die Erlangung der Hochschulreife verpflich-
tet nicht zum Einschlagen einer akademi-
schen Karriere. Die überwältigende Mehr-
heit der Abiturienten aber sieht in einem
Hochschulstudium eine konsequente, so
gut wie selbstverständliche Fortsetzung
 ihrer Bildungslaufbahn und Berufsvorberei-
tung. Sie erachten die direkte „Verkoppe-
lung“ von gymnasialer Bildung und Hoch-
schulstudium für eine tradierte Normalität.
Alternativen ziehen sie nicht in Betracht. 

Es nimmt nicht wunder, dass – trotz insge-
samt sinkender Geburtenraten und Schüler-
zahlen – die Zahl der an deutschen Hoch-
schulen Immatrikulierten von Jahr zu Jahr

Viele Leiter mittlerer und
großer Unternehmen beteuern,
sie könnten mehrere Stellen in

ihren Betrieben sofort besetzen.
Selbstverständlich erwarten sie

von Bewerbern hinreichende
Sachkenntnis, Verlässlichkeit

und hohes Engagement.

AKADEMISIERUNGSTREND UND FACHKRÄFTEMANGEL
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deutlich ansteigt. Im Jahr 2013 haben rund
507 000 junge Menschen ein Studium
 begonnen – ein Drittel mehr als noch zehn
Jahre zuvor.2) Die Gesamtzahl der im Win-
tersemester 2013/2014 an den 423 deut-
schen Hochschulen Immatrikulierten belief
sich, nach Angaben des Statistischen Bun -
des amtes, auf 2 616 881; zehn Jahre zuvor
waren es rund 597 000 weniger. 

Eine Steigerung um mehr als eine halbe Mil-
lion in nur zehn Jahren – ist dies eine unein-
geschränkt begrüßenswerte Entwicklung? 

Keineswegs: Zahlreichen Hochschulen
macht der Ansturm schwer zu schaffen; die
Einhaltung von Mindeststandards an Quali-
tät ist äußerst mühsam. Auch andernorts
 artikuliert sich Unbehagen und man fragt
sich, ob der ungebremste „Akademisie-
rungstrend“ den Arbeitsmarkt nicht ver-
wundbar macht. Muss er nicht über kurz
oder lang in Unordnung geraten? Während
Hörsäle überfüllt sind, Wartelisten für
 Seminare immer länger werden und etliche
Rektoren einen Kollaps nicht ausschließen,
bleibt die Suche vieler Unternehmen nach
Fachkräften erfolglos – dies ungeachtet
 einer hohen Bereitschaft, Lehrlinge auf -
zunehmen und in ihre Qualifizierung zu
 investieren. Die Industrie- und Handelskam-
mern registrieren einen dramatischen Rück-
gang an jungen Bewerbern mit mehrheitlich
mittleren Schulabschlüssen. Ihrer Einschät-
zung nach ist die Situation sehr kritisch, da
immer weniger junge Menschen eine Lehre
beginnen. Im Jahr 2013 blieben bundesweit
80 000 Ausbildungsplätze unbesetzt. Nur
rund 525 000 Jugendliche schlossen einen
Ausbildungsvertrag mit einem Betrieb ab;
das waren 4,3 Prozent weniger als 2012.3)

Eine Vielzahl freier Ausbildungsstellen gibt
es beispielsweise in folgenden (einiger -
maßen krisenresistenten) Sparten:

l Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel

l Fachverkäufer(in) im Lebensmittelhand-
werk

l Bürokaufmann/Bürokauffrau

l Koch/Köchin (mit Meisterabschluss)

l Hotelfachmann/Hotelfachfrau

l Restaurationsfachmann/Restaurations-
fachfrau

l Elektrotechniker(in)

l Mechaniker(in) für Sanitär-, Heizungs-
und Klimatechnik

Darüber hinaus sind erhebliche Personal-
lücken bei Erzieherinnen/Erziehern, im Poli-
zeidienst, bei der Berufsfeuerwehr sowie
in Arbeits-, Jugend- und Gesundheitsämtern
zu verzeichnen.

Im Juni 2014 meldete die Bundesagentur
für Arbeit (Nürnberg), dass kurz vor Beginn
des neuen Ausbildungsturnus (August) noch
194 000 Stellen unbesetzt seien. Anlass zur
Sorge gebe insbesondere die Lage in den
neuen Bundesländern, wo viele Betriebe
befürchten, auf dringend benötigten Nach -
wuchs verzichten zu müssen. 37 000 Lehr-
stellen könnten umgehend besetzt werden.4)
Nicht weniger kritisch ist die Situation in
Gebieten mit einer großen Dichte an Gast-
stätten und Hotels. Auf der Ferieninsel Sylt
steigt die Zahl freier Stellen von Jahr zu Jahr
steil an. Immer mehr Betriebe wissen sich
nicht anders zu helfen als ungelernte Zeit-

2) dpa, 22. August 2014.
3) Christian Ebner/Till H. Lorenz: Krisenstimmung im

dualen System. In: Schleswig-Holsteinische Landes-
zeitung, 22. Mai 2014, S. 15. 4) dpa, 21. Juli 2014.



216 KB MAI 2015

AKADEMISIERUNGSTREND UND FACHKRÄFTEMANGEL

arbeiter einzustellen. Gäbe es diese Alter-
native nicht, müssten wohl etliche Restau-
rants und Hotels dicht machen, und das
ausgerechnet in der Hochsaison. Man darf
sich nicht wundern, wenn Service-Leistun-
gen sich verschlechtern und anspruchsvolle
Urlauber aus ihrer Verärgerung keinen Hehl
machen.

Mitunter ist die  Rede
von einem regel-
rechten „Kampf “
um Auszubildende.
Das Werben nimmt
mancherorts gro-
teske Formen an.
Etliche Unterneh-
men versuchen mit
Extraleistungen zu
„ködern“: Azubis er-
halten z.B. ansehn-
liche Mietbeihilfen,
Fahrkostenerstat-
tung, Zuschüsse
zum Erwerb des
Führerscheins, ein
Smartphone oder Geld für den Besuch
von Fitness-Studios. Manche können über
einen repräsentativen Dienstwagen ver -
fügen.5)

3. Ausbildung – dicht an der Praxis

Mit Beginn des Wintersemesters 2014/2015
sahen sich unsere Hochschulen, zumal
 Universitäten, erneut vor große Kapazitäts-
probleme gestellt. Etliche verzeichneten
abermals, wie schon in den Vorjahren,
 einen Anstieg an Neuimmatrikulierten, für
die es von Mal zu Mal schwieriger wird, am
Studienort eine bezahlbare Wohnung zu
finden. Mancherorts, wie etwa in Regens-
burg, wurden fürs Erste Matratzenlager ein-
gerichtet, die sich nur langsam leerten.

Es ist unbestreitbar: Das Auseinanderdriften
zweier Trends – steigende Studierenden-
zahlen einerseits, zunehmender Lehrlings-
mangel andererseits – droht den deutschen
Arbeitsmarkt nachhaltig zu schädigen. Die
Übernahme von Arbeitskräften aus anderen
Staaten macht Sinn, reicht jedoch bei
 weitem nicht aus. Es kann der Robustheit

der Gesamtwirt-
schaft nicht zu-
träglich sein, wenn
auf Bedarfslagen
zu wenig Rück-
sicht genommen
wird. Die negati-
ven Auswirkun-
gen werden al-
lenthalben, mit
wachsender In-
tensität, zu spü-
ren sein. 

Auch zahlreichen
Hochschulabsol-
venten, die viel
Zeit, Geld und

Mühen in ihr Studium investiert haben,
wird eine herbe Enttäuschung nicht erspart
bleiben.

Es käme uns teuer zu stehen, wenn wir ei-
ner Zuspitzung der risikobehafteten Situati-
on freien Lauf ließen. Korrekturen am bis-
herigen Kurs sind unabdingbar und dürfen
nicht auf die lange Bank geschoben werden. 

Welcher Art sollen sie sein; welche Initiati-
ven können helfen zu verhindern, dass
 Karrieren massenhaft in die Irre laufen?

Zweifelsohne wäre es ein törichtes Ansin-
nen, den hohen Anteil von Abiturienten an
einem Schülerjahrgang durch rigide Zulas-
sungsbeschränkungen zu reduzieren und
ihn in etwa auf den Stand der 1980er-Jahre
einfrieren zu lassen. Diese Alternative

Mitunter ist die Rede von
einem regelrechten „Kampf“ um

Auszubildende. Das Werben
nimmt mancherorts groteske

Formen an. Etliche Unternehmen
versuchen mit Extraleistungen

zu „ködern“: Azubis erhalten
z.B. ansehnliche Mietbeihilfen,

Fahrkostenerstattung, Zuschüsse
zum Erwerb des Führerscheins,
ein Smartphone oder Geld für

den Besuch von Fitness-Studios.

5) dpa, 22. August 2014.
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scheidet von vornherein aus, da sich eine
solche Maßnahme nur mit Hilfe drakoni-
scher staatlicher Eingriffe durchsetzen ließe. 

Eine tiefgreifende Reform des Sekundar-
schulwesens wäre vonnöten. Die Maßnah-
me würde wohl erst nach anderthalb bis
zwei Jahrzehnten Wirkung zeigen. Doch
selbst das stünde in den Sternen, das Rad
lässt sich nicht zurückdrehen. Die Reaktio-
nen in der Bevölkerung fielen derart heftig
aus, dass sich die Politik zu einem soforti-
gen Rückzieher genötigt sähe.

Nicht viel ist zudem von einer bundeswei-
ten propagandistischen „Kampagne“ zu hal-
ten, die darauf abzielt, Schülereltern hände-
ringend davon abzuraten, ihre Schützlinge
zum Einschlagen einer akademischen Kar-
riere zu ermuntern.
Überdies taugt Pa-
nikmache nicht zur
Krisenbewältigung.
Weitaus aussichts-
reicher wäre es,
wenn man die Vor-
züge des dualen Bil-
dungssystems stärker
ins allgemeine Be-
wusstsein rückte.
Diesbezüglich be-
steht, gelinde ge-
sagt, ein erheb -
liches Aufklärungs-
defizit in weiten Teilen der Bevölkerung.
Die parallele Ausbildung in Betrieb und
 Berufsschule hat sich über viele Jahrzehnte
hinweg bewährt und gilt als Erfolgsmodell.
 Zunehmend wird das in Deutschland ent-
wickelte Ausbildungssystem auch für ande-
re Staaten interessant. Mit mehr als 40 Län-
dern gibt es Kooperationsvereinbarungen,
die darauf hinauslaufen, dass wesentliche
Teile des deutschen Konzepts (mehr oder
weniger modifiziert) übernommen werden.
Geschätzt an der dualen Ausbildung wird

insbesondere, dass sie dicht an der Praxis ist,
ohne theoretische Grundlagen zu vernach-
lässigen. Ihr Leitziel ist, jungen Menschen
zur Erlangung beruflicher Handlungsfähig-
keit zu verhelfen. Qualifiziert wird für
 Berufe, bei denen man nicht Angst haben
muss, dass sie demnächst aussterben. Jeder,
der gemäß der Reglements des Dualsystems
ausgebildet wurde, hat gute bis sehr gute
Aussichten, eine einträgliche Arbeitsstelle
zu finden. Das duale System trägt wesent-
lich dazu bei, dass sich hierzulande die Zahl
junger Arbeitsloser in Grenzen hält. 

Welcher Nutzen ergäbe sich für ein Land,
wenn es 70 Prozent diplomierte, promo-
vierte und habilitierte Akademiker hervor-
brächte, zwei Drittel davon ohne auskömm-
liche Arbeitsstelle?

Es empfiehlt sich
folglich eine Ab-
kehr von dem Leit-
satz: je mehr Abi -
turienten und Stu-
denten, desto bes-
ser für eine Nation! 

Eine von der Orga-
nisation für wirt-
schaftliche Zusam-
menarbeit und Ent-
wicklung (OECD) an
die deutsche Bil-

dungspolitik adressierte Kritik entzündet sich
daran, dass man sich in unserer Republik
nicht konsequent an diese Formel hält.
Dass Deutschland mit seinem dualen Aus-
bildungssystem einen Sonderweg beschrei-
tet, findet wenig Zustimmung. Solcher Vor-
behalt ist nicht ganz nachvollziehbar, und
man braucht nur den Blick auf Staaten wie
Spanien, Italien oder Griechenland zu rich-
ten, in denen bis zur Hälfte aller jungen
Frauen und Männer erwerbslos sind. Es
macht sich für eine Nation nicht bezahlt,

Panikmache taugt nicht zur
Krisenbewältigung. Weitaus

aussichtsreicher wäre es, wenn
man die Vorzüge des dualen
Bildungssystems stärker ins

allgemeine Bewusstsein rückte.
Diesbezüglich besteht, gelinde

gesagt, ein erhebliches
Aufklärungsdefizit in weiten

Teilen der Bevölkerung.
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wenn sie einseitig auf die Karte der „Akade-
misierung“ setzt.

Allerdings ist jeglichem Ansinnen, das auf
die Aufweichung von Mindeststandards
und mindere Qualifizierung abzielt, eine
Absage zu ertei-
len. Vielmehr gilt:
Die Ausrüstung
für einen Beruf
kann nicht solide
genug sein! Rund
eine Million Lang-
zeitarbeitslose in
unserer Republik,
darunter viele
junge Menschen,
müssen uns zu
denken geben. Die Betroffenen sind mehr-
heitlich nicht in der Lage, mit den Anforde-
rungen einer hochmodernen und hoch -
spezialisierten Leistungsgesellschaft Schritt
zu halten. Ihre Befähigungen mögen aller
Ehren wert sein, aber sie sind nicht gefragt
oder unzureichend. Könnten sie ein abge-
schlossenes Hochschulstudium vorweisen,
wäre ihre Situation eine deutlich bessere.
Gleichwohl setzte man sich ins Unrecht,
wenn man behauptete, ein akademischer
Abschluss sei der verlässlichste Indikator
für eine gediegene Qualifizierung. Jeder
Nichtakademiker müsste sich diskriminiert
fühlen.

4. Überangebot
und krasser Fehlbedarf

Der Präsident der Industrie- und Handels-
kammer (IHK) einer deutschen Großstadt
griff in einer im Januar 2014 gehaltenen Re-
de zu der schrillen Vokabel „Akademisie-
rungswahn“. Dieser treibe landauf landab
sein Unwesen und lasse ruinöse Folgen für
die deutsche Wirtschaft befürchten. Der
Redner verwies darauf, der Arbeitsmarkt
werde nicht überwiegend von Hochschul-

absolventen geprägt, sondern zu 70 Pro-
zent von Frauen und Männern, die nach der
Schule eine Berufsausbildung begonnen
und diese dann erfolgreich abgeschlossen
hätten.6) In etlichen Medien ist unverhohlen
die Rede von einem „Studentenberg“, den

abzutragen leider
keine Aussicht be-
steht. Bundesbil-
dungsminister in
 Johanna Wanka
enthält sich dras -
tisch-plakativer
Formulierungen,
wenngleich auch
sie eindringlich
vor Entwicklun-
gen warnt, die

über kurz oder lang das bewährte duale
Ausbildungssystem aushebeln könnten.
 Ihrer Ansicht nach ist das unentwegte Wer-
ben der OECD für akademische Laufbahnen
einseitig und, zumal für unsere Republik,
inakzeptabel. Die Ministerin unterstreicht,
mit Studium und beruflicher Bildung stehen
jungen Menschen in Deutschland „zwei
gleichwertige Alternativen“ zur Verfügung.7)

Wie bereits angedeutet, birgt der unauf-
haltsam scheinende „Akademisierungs-
trend“ nicht zu unterschätzende Risiken für
junge Akademiker selbst. Zumal Studien -
fächer ganz unterschiedlich nachgefragt
werden – und zunehmend am Bedarf vor-
bei. Derzeit sind Hochschulabsolventen ge-
genüber Nichtakademikern, was die Höhe
der Gehälter anbelangt, noch im Vorteil.
Die Quote arbeitsloser Vollakademiker ist
auf einem sehr niedrigen Stand. Zu erwar-
ten, dass dies so bleibt, müsste man den
 gegebenen Realitäten jegliche Evidenz
 absprechen. Zu wenig wird bedacht, dass

Allerdings ist jeglichem Ansinnen,
das auf die Aufweichung von

Mindeststandards und mindere
Qualifizierung abzielt, eine

Absage zu erteilen. Vielmehr gilt:
Die Ausrüstung für einen Beruf
kann nicht solide genug sein!

6) Schleswig-Holsteinische Landeszeitung, 21. Januar
2014, S. 7.

7) dpa, 10. September 2014 (Hervorhebung B.K.).
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 bestimmte Qualifizierungsprofile in Bälde
kaum mehr gefragt sein werden. Das be-
trifft insbesondere Befähigungen, die im
Zuge der Digitalisierung an Bedeutung ver-
lieren. 

Zudem muss daran erinnert werden, dass für
zahlreiche Berufe höhere Schulabschlüsse
und Hochschulstudien von Haus aus nicht
vorgesehen sind. Wer aber wollte behaup-
ten, diese Berufe seien durch die Bank un -
attraktiv und Abiturienten nicht zuzumu-
ten! (Vielmehr trifft zu, dass etlichen dieser
Berufe eine Aufwertung bevorsteht, da
nach ihnen immer stärker nachgefragt
wird.) Es erscheint keineswegs undenkbar,
dass viele gut ausgebildete Akademiker am
Ende feststellen müssen, dass es ihren
„Traumberuf “ nicht mehr gibt. Absehbar
wird die Zahl der frischen Hochschulabsol-
venten die der ausgelernten Facharbeiter,
Arbeiter und Angestellten um ein Erkleck -
liches übersteigen. Um das Jahr 2020 wer-
den Stellen für 1,4 Millionen Fachkräfte
 unbesetzt bleiben.8) Gewiss können sich
Prognosen als hinfällig erweisen, vor allem
dann, wenn es zu unerwarteten Turbulen-
zen kommt. Dadurch aber werden die sich
unverkennbar abzeichnenden Dilemmata
nicht beseitigt.

Der Einwurf, einen Akademikermangel wer-
de es auch in Zukunft geben, entpuppt sich
als Teilwahrheit, da er pauschaliert und un-
ausgesprochen lässt, dass das „Zuwenig“
auf spezielle Qualifizierungsprofile be-
schränkt bleibt. Verwiesen sei zuvörderst
auf den eklatanten Priestermangel, der es
vielerorts nahelegt, Pfarreien aufzuheben
und Pfarrverbände zu schaffen, um wenig-
stens ein Minimum an geistlicher Seelsorge
zu gewährleisten. In zahlreichen Gemein-

den mit einst blühendem kirchlichem Leben
wohnt kein Priester mehr – ein höchst be-
dauerlicher Umstand, auf dessen Gründe
einzugehen es einer separaten Abhandlung
bedürfte.

Zwar verfügt unsere Republik über eine
 ansehnliche Dichte an niedergelassenen
Ärzten (3,4 je 1000 Einwohner); dennoch
lässt in etlichen Regionen, vor allem in den
neuen Bundesländern, die ärztliche Versor-
gung der Bevölkerung zu wünschen übrig.
Viele aus Altersgründen frei werdende
 Praxen werden nicht neu besetzt. Allerorts
kann es zeitweise zu Engpässen kommen,
etwa bei epidemisch auftretenden Krank-
heiten. Sämtlichen Eventualitäten Rech-
nung zu tragen triebe indes die Auf -
wändungen für medizinische Vorsorge in
astronomische Höhen. Eine lückenlose
„Prophylaktitis“ ist blanke Utopie; kein
Staat könnte sie sich leisten. Seit der Jahr-
tausendwende hat sich hierzulande die Zahl
der Ärzte um etwa 17 Prozent erhöht. Alles
in allem sind Arztpraxen in ausreichender
Zahl vorhanden – was nicht ausschließt,
dass sie fehlen, wo man sie dringend
bräuchte.

Nach wie vor ist der Lehrermangel ein Poli-
tikum, woran wir (nicht zuletzt) durch har-
sche Elternproteste immer wieder erinnert
werden. Nicht überall ist es mit der Grund-
versorgung der Schulen mit Pädagogen gut
bestellt. Dennoch wird für die kommenden
zehn Jahre von einem moderaten Bedarf
ausgegangen. Region, Schulart und Lehr -
fächer sind maßgebliche Parameter. Beste
Chancen haben Lehramtsstudierende mit
naturwissenschaftlicher Orientierung; auf
alle Lehrämter bezogen ist in acht bis zehn
Jahren mit einem hohen Sättigungsgrad zu
rechnen. – Dramatisch wird demnächst der
Zusatzbedarf an hochqualifizierten Techni-
kern sein; man geht davon aus, dass um das
Jahr 2020 rund 150 000 Hochschulabsol-

8) Till H. Lorenz: Es muss nicht immer die Uni sein. In:
Schleswig-Holsteinische Landeszeitung, 24. Juli 2013,
S. 2.
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venten im technischen Bereich fehlen wer-
den.9)

5. Zur Rolle der Pädagogik

Die sich zuspitzende Situation nebst den
vorhersehbaren Auswirkungen – nichts
 weniger als der soziale Friede steht zur Dis-
position – fordert Antworten seitens der
Politik und der Wirtschaft. An der Entspan-
nung der Lage muss jedoch auch die
 Pädagogik ihren Beitrag leisten. Sie setzt
auf eine gediegene Berufsorientierung und
übernimmt hierin einen wichtigen Part.
 Allerdings bedarf sie der Beihilfe versierter
Berufsberater.

Zum Grundsätzlichen ist anzumerken: In
den Köpfen vieler Eltern und auch Schüler
hat sich in Bezug auf Schullaufbahnen ein
Muss an die Stelle
des Kann gesetzt.
Eingefahrene Er-
wartungen haben
sich verfestigt und
müssen hinterfragt
werden: Die Be-
zeichnung „Hoch-
schulreife“ darf nicht
der verfänglichen
Vorstellung Raum
geben, dass sich
nach abgelegtem
Abitur ein lücken-
los anschließendes
Hochschulstudium
unbedingt emp-
fiehlt. Das Nicht-
in-Betracht-Ziehen
von Alternativen führt dazu, dass sich der
„Akademisierungstrend“ ungebremst fort-
setzt, wogegen Handwerks- und Industrie-
betriebe einen auf Dauer ruinösen Fachkräf-
temangel zu gewärtigen haben. Überange-

bot und Mangel driften auseinander, mit
lähmenden Effekten auf die Gesamtwirt-
schaft und darüber hinaus.

Nach erfolgreich abgelegtem Abitur kann es
sich als vorteilhaft erweisen, einen Ausbil-
dungsvertrag mit einem Betrieb abzuschlie-
ßen – selbstverständlich ohne rigorose Ver-
leugnung persönlicher Wünsche und Ambi-
tionen (wenngleich man in keiner Laufbahn
davon ausgehen kann, dass alles von A bis Z
reibungs- und konfliktlos vonstatten geht).
Man ist nach erfolgreich beendeter Lehre
nicht an einer „Endstation“ festgenagelt;
vielmehr öffnet jeder Berufsabschluss Pfor-
ten für innovative Vorhaben und die Aneig-
nung von Zusatzqualifikationen. Beispiels-
weise kann man es über Aufstiegsfortbil-
dungen bis zum Meister/zur Meisterin oder
zum Fachwirt/zur Fachwirtin bringen. Sogar

ein aufgesatteltes
Promotionsstudium
an einer Fachhoch-
schule wäre mög-
lich. Übrigens soll-
ten Eltern und Se-
kundarschüler wis-
sen, dass es Bafög-
Förderung nicht
nur für Hochschul-
studierende, son-
dern ebenso z.B. für
angehende Hand-
werksmeister gibt.

Ganz und gar abwe-
gig wäre es, einem
Studierenden (bei-
spielsweise im drit-

ten Semester) zu raten, das Studium ab -
zubrechen. Entschließt er sich jedoch auf-
grund eigener Überlegung – aus welchen
Motiven auch immer – zu einem solchen
Schritt, so braucht er nicht zu befürchten,
von nun an kläglich „in der Luft zu hängen“.
Vielleicht ist er gegenüber Kommilitonen

In den Köpfen vieler Eltern und
auch Schüler hat sich in Bezug
auf Schullaufbahnen ein Muss
an die Stelle des Kann gesetzt.

Eingefahrene Erwartungen
haben sich verfestigt und

müssen hinterfragt werden: Die
Bezeichnung „Hochschulreife“

darf nicht der verfänglichen
Vorstellung Raum geben, dass
sich nach abgelegtem Abitur

ein lückenlos anschließendes
Hochschulstudium unbedingt

empfiehlt.

9) Ebd.
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im Vorteil, besonders denjenigen, die an ih-
rem Studium wenig Gefallen finden, es aber
letztendlich lustlos „durchziehen“. Er kann
sicher sein, dass es
eine Vielzahl ange-
sehener Betriebe
gibt, die über seine
Bewerbung erfreut
wären. Womöglich
nimmt er wenige
Jahre später eine
führende Position
in dem Unterneh-
men ein, das ihn
 angeworben hat.

Schülerinnen und Schülern von Abschluss-
klassen sollten hinreichende Einblicke in
Betriebe nicht vorenthalten werden. Be-
triebsleiter, die sich von einschlägigen An-
fragen belästigt fühlen, werden die Ausnah-
me bleiben. (Nicht zuletzt) der schwierigen
Bewerberlage eingedenk, werden sie sich
größte Mühe geben, die jungen Hospitan-
tinnen und Hospitanten verständnisvoll zu
informieren und zu beraten.

Mehrtägige Betriebspraktika sind sinnvoll,
bedürfen jedoch einer sachgerechten
 Vororientierung, bei der Pädagogen und
Ansprechpersonen des jeweiligen Betriebs
 kooperieren. Ohne Vororientierung – in der
Schulklasse oder im Betrieb – verläuft das
Praktikum womöglich enttäuschend. Der
Praktikant oder die Praktikantin weiß am
Ende lediglich (oder meint es genau zu
 wissen), welche Ausbildung für ihn oder für
sie auf keinen Fall infrage kommt.

Sehr wichtig ist es ferner, junge Menschen
auf die Möglichkeit hinzuweisen, nach be-
endeter Schulzeit ein Freiwilliges Soziales
Jahr abzuleisten. Sowohl in kirchlichen als
auch in staatlichen Einrichtungen gibt es
 eine breite Palette sinnreicher und interes-
santer Betätigungsfelder. Im Laufe des

Dienstes wächst bei vielen die Wertschät-
zung für soziale Berufe. Die Einblicke in
spezifische Arbeitsabläufe überschreiten

die Schwelle des
Sporadischen. Sie
gewinnen an empa-
thischer Qualität
und Tiefe und ver-
helfen zu einem
Mehr an Entschei-
dungss i cherhe i t
hinsichtlich einer
endgültigen Berufs-
wahl.

6. Schlussbemerkung

Summa summarum: Die Betonung der
Gleichwertigkeit von Studium und betrieb -
licher Berufsausbildung darf nicht bloßes
Lippenbekenntnis bleiben. 

Das duale Ausbildungskonzept ist eine tra-
gende Säule des deutschen Bildungssy-
stems. Seine Demontage entzöge der Wirt-
schaft Millionen dringend benötigter Fach-
kräfte und böte jungen Menschen zu ge -
ringe Chancen am Arbeitsmarkt. Schlittert
die Wirtschaft in eine Misere hinein, die
sich hätte verhindern lassen, so trübt sich
auch das politische Klima ein: Unzufrieden-
heit und Unruhen nehmen überhand, radi-
kale Parolen fallen auf fruchtbaren Boden.

Ich entsinne mich noch lebhaft an die Fest-
rede eines Gymnasialdirektors im Jahr 1993.
Der von vielen hochgeschätzte Pädagoge
wandte sich an die mit anwesenden Schüle-
rinnen und Schüler der Abschlussklassen
und empfahl ihnen, sich beizeiten um einen
Studienplatz an einer Hochschule zu bewer-
ben. Er unterließ es aber nicht, der Empfeh-
lung sofort folgenden Satz nachzuschieben: 

„Merken Sie sich: Der Mensch fängt nicht erst
beim Akademiker an!“

Übrigens sollten Eltern und
Sekundarschüler wissen,

dass es Bafög-Förderung nicht
nur für Hochschulstudierende,

sondern ebenso z.B. für
angehende Handwerksmeister

gibt.
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Leib – Bindung – Identität.
Entwicklungssensible Sexualpädagogik?

Neues in Sicht!

von Prof. Dr. Hanna-Barbara Gerl-Falkovitz

Wie schwierig der Umgang mit Sexualität,
mit Leiblichkeit, mit Bindung oder Bin-
dungsängsten und der eigenen Identität ist,
zeigt der tägliche Blick in unterschied -
lichste Medien. Zudem überschlagen sich
Entwürfe für eine „vielfältige“, „bunte“
 Sexualpädagogik der „Diversität“ – und wie
immer die lockenden Euphemismen für
 eine ausufernde Sexualkunde lauten, deren
Abgrenzung zur Pornographie wenig deut-
lich wird. 

Die Herausforderung an das Christentum
wächst, Antworten zu geben auf Entwick-
lungen, die christliche Werte und langer-
probte Ethiken deutlich infragestellen. 

Nach wie vor gehören in allen Umfragen ein
gelingendes Leben, eine gelingende Ehe und
Familie zu den vordringlichsten Wünschen
junger Männer und Frauen. Vor diesem
 Hintergrund ist das Anliegen entstanden,
Pädagogen, Lehrern, Erziehern, Eltern und
allen, die mit jungen und erwachsenen
Menschen im Bereich der Leiblichkeit,
 Sexualität und Identität zusammenarbei-
ten, eine sachgerechte, umfassende und
wissenschaftlich ausgewiesene Aus- oder
Weiterbildung anzubieten, die auf dem
christlichen Menschenbild beruht und klas-
sische europäische Ethiken einschließt.

Wertorientierter neuer Studiengang

So ist in einem Team von Anthropologen,
Sexualwissenschaftlern und Pädagogen ein
neuer Studiengang entwickelt worden, mit
dem umfassenden Thema: „Leib – Bindung –
Identität. Entwicklungssensible Sexualpädago-
gik“. Dieser Studiengang (kurz: LBI) will auf
der Grundlage des christlichen Menschen-
bildes jene Inhalte wissenschaftlich reflek-
tieren und in die didaktische Kompetenz
der Teilnehmer vermitteln, welche die junge
Generation heute braucht, um eine wertori-
entierte Sexualität zu entwickeln.

Darin wird der argumentative Umgang mit
gängigen ideologischen Gesichtspunkten
gelehrt. Der Inhalt zielt auf eine ent -
wicklungssensible, das heißt alters-, ge-
schlechts- und reifespezifische Vermittlung
einer wertorientierten und gleichzeitig un-
verkrampften Sexualität. Sie schließt Erkennt-
nisse der Bindungs- und Hirnforschung ein,
ebenso eine philosophisch entwickelte
 Phänomenologie der Leiblichkeit – die ge-
schlechtsspezifische „Sprache des Leibes“.

Die Zielgruppe sind Multiplikatoren unter-
schiedlicher Art: LBI richtet sich an Perso-
nen, die aufgrund ihres haupt- oder neben-
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beruflichen Einsatzes in Schule, Gruppen,
Gesellschaft und Kirche in besonders quali-
fizierter Weise fachlich kompetent Kennt-
nisse über die Themen und Begründungs -
zusammenhänge entwicklungssensibler
 Sexualpädagogik vorweisen müssen. Am
Ende wird das Zertifikat „Sexualpädagoge/
Sexualpädagogin LBI“ erworben.

Der neue Studiengang beginnt zum Winter-
semester 2015/2016 in acht Block-Modulen
über vier Semester (= zwei Jahre) an der
Philosophisch-Theologischen Hochschule
Benedikt XVI. in Heiligenkreuz/Wienerwald.
Der Flyer mit den Zugangsbedingungen
liegt bereits gedruckt vor, oder: http://
christlichefamilie.at/angebote/leiblichkeit-
bindung-identitaet/; auch wird es in abseh-
barer Zeit eine Homepage geben. 

Bestell-Adresse: Initiative Christliche Familie
(ICF), Husarentempelgasse 4, A – 2340 Möd -
ling, Telefon: (00 43) 22 36/30 42 80,
Fax: (00 43) 22 36/30 40 71, Mail: office@
christlichefamilie.at, auch: lbi@christliche
familie.at

Das Ziel: Integration einer elementaren
Lebenskraft

Es ist unbestreitbar wichtig, Kindern und
Jugendlichen eine positive und ganzheit -
liche Sicht von Sexualität zu vermitteln, da-
mit sie eine möglichst natürliche und angst-
freie Haltung zur Sexualität entwickeln
 können. Sie soll als elementare Lebenskraft
verstanden werden, die zu kultivieren ist.
Ebenso müssen Kindern und Jugendlichen
aber auch Gefahren im Bereich der Sexuali-
tät aufgezeigt werden.

Eine wesentliche Entwicklungsaufgabe der
Heranwachsenden besteht in der Integra -
tion der Sexualität in ihre Gesamtpersönlich-
keit, in Auseinandersetzung mit dem sozia-
len und kulturellen Umfeld. Ist dies gelun-
gen, bildet das eine wichtige Grundlage für
den achtsamen Umgang mit sich selbst und
anderen. Daher brauchen Kinder und Ju-
gendliche eine Erziehung und Förderung,
die sie in ihrer persönlichen Gesamtent-
wicklung berücksichtigt. Eine Reduzierung

UMSCHAU
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auf eine rein technische bzw. biologische
Aufklärung greift zu kurz.

Da die sexuelle Entwicklung der (positiven)
Formung bedarf, ist Sexualerziehung das
primäre Recht und die Pflicht der Eltern.
 Familie ist der wichtigste Lernort für eine
gesunde sexuelle Entwicklung. Die Schule
hat die Aufgabe, die Eltern in ihrer Erzie-
hungsverantwortung zu unterstützen.

Neue Prinzipien Sexualpädagogik

Um den Studiengang LBI zu flankieren,
 wurden „Prinzipien Sexualpädagogik“ ent-
wickelt, die bereits im Internet zu finden
sind. Mit dem Studiengang selbst haben sie
nur mittelbar zu tun, befördern aber die -
selbe Grundidee. Mittlerweile sind sie als
Webseite, auch in mehreren europäischen
Sprachen, aufbereitet:

http://www.prinzipien-sexualpaedagogik.org

Dazu sind bereits rund 25 Unterschriften
prominenter Fachvertreter oder prominenter
Unterstützer eingegangen. Die „Prinzipien“
sind gedacht als Alternative zu an deren
 sexualpädagogischen Theorien, ohne diese
namentlich zu erwähnen, da gerade nicht
 gegen, sondern für etwas gearbeitet wird.

Um in das „verminte Gebiet“ der Sexual -
pädagogik einzusteigen, weckt der neue
Studiengang Hoffnung. Wenn er sich be-
währt, soll er nach Deutschland und in an-
dere europäische Länder exportiert wer-
den; Anfragen aus Polen und Italien dazu
liegen schon vor. Lassen wir uns also neu
ein auf die Frage Romano Guardinis: „Haben
wir denn den richtigen Begriff von der  Liebe?
Er ist bei uns oft sentimental, weichlich ge-
worden. (...) Die Moderne muß die Liebe als
etwas viel Weiträumigeres, Furchtbareres
und Gewaltigeres denken, als sie es tut.“ 

Auf diesen Horizont sollten wir zugehen!

Hinweis: Kongress in St. Pölten, Niederösterreich

Zur Einführung und Werbung findet vom 5. bis 7. Juni 2015 ein offener Kongress in
St. Pölten statt, der die Themen des Studiengangs bereits aufgreift. Bei den Vorträgen
wirken mit: Prof. Dr. Jakob Pastötter, Prof. Dr. Jörg Splett, Dr. Christian Spaemann
und Prof. Dr. Arnd Barocka. Anmeldung und Programm: Monika Edlbacher,
office@kairos-pr.com, Telefon: 00 43–1–274 98 98.

Liebe, die sich nicht jeden Tag selbst erneuert,
wird eine Gewohnheit und dann Sklaverei.

(Khalil Gibran, Sämtliche Werke)


